
Weitermachen! 
Durch üble Hetzkampagnen nicht beeindrucken lassen! 

 

Bundeswirtschaftsminister Clement spricht von „Parasiten“, der Oldenburger Ober-
bürgermeister Schütz verwendet das Wort „Zellteilung“: 

Arbeitslose und ihre Familien sollen  
nicht mehr als Menschen gelten! 

Werden Arbeitslose und ihre Familien demnächst als „Schädlinge der Leistungsge-
sellschaft“ gebrandmarkt? Müssen sie bald das Logo des Arbeitsamts auf ihre Ja-
cken nähen? Soll die Öffentlichkeit mit solchen Kampagnen auf etwas vorbereitet 
werden – aber auf was? 

In Zeitungen, Rundfunk und Fernsehen werden einzelne Fälle von angeblichem 
Leistungsmissbrauch breitgewalzt. Die Medien geben sich für diese Kampagne be-
reitwillig her. Die seriösen JournalistInnen mit ihrem hohen Berufsethos stört es nicht, 
dass rund 20  Einzelfallbeschreibungen dem Wirtschaftsminister dazu dienen, fünf 
Millionen Menschen pauschal „Missbrauch, Abzocke und Selbstbedienung im Sozi-
alstaat“ zu unterstellen. Keine wissenschaftliche Untersuchung, keine Zahlen, keine 
seriösen Hochrechnungen, keine Beweise – es wird einfach behauptet und mit der 
(Regierungs-) Macht der Herrschenden im reißerischen Jargon öffentlich verbreitet. 
„Man muss eine Lüge nur oft genug wiederholen, irgendwann wird sie für die Wahr-
heit gehalten“, sagte Propagandaminister Josef Göbbels. 

Was haben die Arbeitslosen verbrochen? 

1. Arbeitslose sind arbeitslos 
Arbeitslos zu sein, ist das Schlimmste, was ein Mensch den Politikern antun kann. Ar-
beitslose erinnern die Politiker an ihre zahlreichen gebrochenen Versprechen und ihr 
offenkundiges Scheitern. Sie erinnern daran, dass sechs bis sieben Millionen Arbeits-
plätze fehlen. Sie erinnern an wachsende Armut bei gleichzeitig wachsendem 
Reichtum. Sie erinnern daran, dass Profit der Zweck kapitalistischen Wirtschaftens ist 
und nicht Vollbeschäftigung, Wohlstand und Gerechtigkeit für alle Menschen auf 
der ganzen Welt. 

2. Arbeitslose nehmen in Anspruch, was ihnen gesetzlich zusteht 
Damit haben die Politiker nicht gerechnet,  
• dass es tatsächlich mehr als fünf Millionen erwerbsfähige Hilfebedürftige gibt, 
• dass Arbeitslose sich von 16seitigen Formularen, Schnüffelei in ihrer Privatsphäre, 

bürokratischen Hindernissen, langen Wartezeiten und Schikanen nicht abschre-
cken lassen, 

• dass fünf Millionen Menschen keine Villen, keinen teuren Schmuck, keine Luxus-
autos, keine Aktien, kein Vermögen und keine zahlungskräftigen PartnerInnen 
haben, 

• dass volljährige, mündige Staatsbürger ihr Grundrecht auf Freizügigkeit tatsäch-
lich in Anspruch nehmen und von zuhause ausziehen, 



• dass Arbeitslose massenhaft Widerspruch einlegen gegen Bescheide, die sie 
entmündigen, die nicht zu verstehen und nicht zu kontrollieren sind. 

3. Arbeitslose kosten mehr als geplant 
Für viele Arbeitslose haben sich mit dem Arbeitslosengeld II die Leistungen gegen-
über der Arbeitslosenhilfe verschlechtert. Viele frühere Soziahilfeberechtigte haben 
weniger, weil es keine einmaligen Beihilfen mehr gibt. Von 345 Euro im Monat zu 
leben und davon noch 50 Euro jeden Monat zu sparen, ist unmöglich. Der Name 
„Grundsicherung“ ist für dieses Geld ein Hohn.  

Aber wenn diese minimale Versorgung unterhalb der offiziellen Armutsgrenze für 
fünf Millionen Menschen 28 Milliarden Euro kostet, dann kostet sie eben 28 Milliarden 
Euro!  

28 Milliarden Euro für das Arbeitslosengeld II zeigen doch nur, wie viele Menschen in 
dieser Gesellschaft daran gehindert werden, sich und ihre Familien mit einer ver-
nünftigen und existenzsichernden Arbeit selbst zu versorgen.  

Alle Politiker,  
• die nicht in der Lage oder willens sind, gesellschaftliche Bedingungen zu schaf-

fen, in denen alle Menschen entweder eine vernünftige und existenzsichernde 
Arbeit finden oder wenigstens ein menschenwürdiges und bedingungsloses 
Grundeinkommen erhalten,  

• die trotzdem an ihrer Macht festhalten und dafür ihre Mitmenschen öffentlich zu 
Kostenfaktoren erniedrigen, sie als „Parasiten“ oder „Zellen“ bezeichnen, 

solche Politiker unterstützen die Herausbildung einer neuen Diktatur: die weltweite 
Diktatur der kapitalistischen Marktwirtschaft, ein totalitäres Regime des Profits, das 
seine Opfer – die Arbeitslosen, Ausgegrenzten und Armen – zuerst mit Worten in die 
Tierwelt verdammt, um sie dann mit Taten – ja was kommt denn als nächstes? 

4. Arbeitslose leben und arbeiten weiter und ziehen weiter um 
Die Arbeitslosen werden weiter leben. Sie werden weiter Anträge auf Alg II stellen. 
Sie werden weiter umziehen, wenn sie umziehen wollen. Sie werden weiter neben-
bei arbeiten – ob schwarz oder nicht schwarz. Wer will ihnen darüber moralische 
Vorhaltungen machen: Herr Hartz und die ganze Betriebsrats- und Abgeordneten-
mafia, die Arbeitslose scheuchen wollen und sich selbst illegal zweifelhaften Luxus 
bescheren? Innenminister Schäuble, mit dem schwarzen Koffer unterm Arm? Herr 
Kohl, mit seinem millionenschweren Ehrenwort? Herr Koch, der brutalstmögliche 
Spendenvertuscher? Herr Ackermann oder Herr Zwickel, die „notleidenden“ Spit-
zenmanagern mal eben 57 Millionen Euro zuschieben?  

5. Arbeitslose werden weiter offensiv ihre Würde verteidigen, ihre 
berechtigten Ansprüche stellen und sich gegen falsche Bescheide 
und Schikanen zur Wehr setzen 

Und die ALSO wird sie nach Kräften dabei unterstützen! Und dabei werden wir nicht 
stehen bleiben: die nächsten Schritte zu einer Gesellschaft, in der die Menschen – 
und nicht der Profit – darüber bestimmen, was und wieviel und unter welchen Be-
dingungen produziert wird, heißen: 

• Bedingungsloses Grundeinkommen für alle Menschen, die hier leben 

• Mindestlohn von 1.400 Euro im Monat  

• Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden/Woche bei vollem Lohnausgleich 

• Verfügung der Allgemeinheit über die öffentlichen Güter 



 

 

Weitermachen! 
 

 

 Kaiserstraße 19 
Beratung: Mo., Mi., Do.: 9 – 13 Uhr und Mo.: 18 – 20 Uhr 
Café: Di.: 9.30 – 12 Uhr 
Frühstück: Fr.: 9.30 – 12 Uhr 
Plenum: Mi.:17.30 – 20 Uhr 



Aufruf an alle … 
Bewahren Sie sich Zivilcourage, lassen Sie sich nicht vor den Karren 
von menschenverachtenden Wirtschaftsbossen und Profipolitikern 
spannen. Beteiligen Sie sich nicht an der öffentlichen Denunzierung 
von Arbeitslosen. Protestieren Sie öffentlich dagegen, dass Ihre Miten-
schen wieder als Tiere und Schädlinge bezeichnet werden. Bewah-
ren Sie sich ihre Menschlichkeit und ihren gesunden Menschenvers-
tand. Sie können nicht ernsthaft glauben, dass fünf Millionen Men-
schen böswillige Abzocker sind! 

… aber besonders an die MitarbeiterInnen in den Behörden: 
Durch die Veröffentlichung von internen Verwaltungsanweisungen 
könnten wir ein großes Stück mehr Transparenz schaffen. Insbesonde-
re die Betroffenen und Beratungsstellen, aber auch die Anwälte, die 
Gerichte, sowie MitarbeiterInnen anderer Behörden hätten dadurch 
ein ganzes Stück mehr Durchblick des Behördenhandelns. Auch für 
eine Reihe von gestaltenden Entscheidungen der Sozialgerichte wä-
re die Veröffentlichung der SGB II Dienstanweisungen sehr wichtig.  

Die ALSO fordert daher BehördenmitarbeiterInnen und sonstige Per-
sonen dazu auf, uns solche internen Verwaltungshinwei-
se/Dienstanweisungen/Arbeitshinweise zu übersenden. Ebenso sind 
wir auch an weiteren behördeninternen Vorgängen interessiert. Was 
wichtig ist, müssen Sie entscheiden. Die ALSO versichert 100 Prozent 
Anonymität. Wir sind uns darüber im Klarem, dass die jeweilige Ver-
waltung kein großes Interesse an der Weitergabe solcher Informatio-
nen hat, genau deshalb steht bei uns der Informantenschutz an o-
berster Stelle. Wie Materialen weitergegeben werden, per Mail, Fax, 
Papier oder durch persönliches Treffen, muss jeder selbst entschei-
den. 

Wir setzen damit das um, was die Bundesdatenschützer 2002 in einer 
gemeinsamen Pressemitteilung forderten – Verwaltungsvorschriften 
gehören ans Licht der Öffentlichkeit – und das Bundesverwaltungsge-
richt in einer sehr wichtigen Entscheidung von 25. November 2004 
nochmals konkretisierte.  

Die Datenschützer sagten 2002:  

„Es sollte sich in einem Rechtsstaat von selbst verstehen, dass auch 
alle Grundlagen staatlicher Entscheidungen offengelegt werden, 
ohne dass danach gesondert gefragt werden muss. Die Verwaltung 
hat insofern eine informationelle Bringschuld gegenüber ihren Kun-
dinnen und Kunden. Zudem können die Bürgerinnen und Bürger aus 
den Verwaltungsvorschriften Ansprüche auf Gleichbehandlung ab-
leiten, was entsprechende Informationen über deren Inhalt voraus-
setzt. Nur informierte Bürgerinnen und Bürger können abschätzen, ob 
ihre Angelegenheit fair und korrekt bearbeitet worden ist, oder ob 
geplante Anträge Aussicht auf Erfolg haben“.  



Dem ist nur noch eins hinzuzufügen: Bei der Anwendung der Gesetze 
geht es nicht nur um faire Behandlung – es geht um die materielle 
Existenzsicherung von fünf Millionen Menschen! 

 
                   – Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg 

Kaiserstraße 19 
26122 Oldenburg 
Tel.: 0441/16313 • Fax: 0441/16394 • e-mail: also@also-zentrum.de 


